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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2009 Ausgegeben am 13. Juli 2009 Teil II 

222. Verordnung: Änderung der Verordnung, mit der ein eigenes Verfahren für die 
Erstattung der abziehbaren Vorsteuern an ausländische Unternehmer 
geschaffen wird 

222. Verordnung des Bundesministers für Finanzen betreffend die Änderung der 
Verordnung, mit der ein eigenes Verfahren für die Erstattung der abziehbaren 
Vorsteuern an ausländische Unternehmer geschaffen wird 

Aufgrund des § 21 Abs. 9 UStG 1994, BGBl. Nr. 663/1994, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 52/2009, wird verordnet: 

Die Verordnung des Bundesministers für Finanzen, mit der ein eigenes Verfahren für die Erstattung 
der abziehbaren Vorsteuern an ausländische Unternehmer geschaffen wird, BGBl. Nr. 279/1995, zuletzt 
geändert durch die Verordnung BGBl. II Nr. 384/2003, wird wie folgt geändert: 

1. Art. I § 1 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die Erstattung der abziehbaren Vorsteuerbeträge an nicht im Inland ansässige Unternehmer, das 

sind solche, die im Inland weder ihren Sitz noch eine Betriebsstätte haben, ist abweichend von den §§ 20 
und 21 Abs. 1 bis 5 UStG 1994 nach Maßgabe der §§ 2, 3 und 3a durchzuführen, wenn der Unternehmer 
im Erstattungszeitraum 
 1. keine Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 und Art. 1 UStG 1994 oder 
 2. nur steuerfreie Umsätze im Sinne des § 6 Abs. 1 Z 3 UStG 1994 oder 
 3. nur Umsätze, bei denen die Steuerschuld auf den Leistungsempfänger übergeht (§ 19 Abs. 1 

zweiter Unterabsatz UStG 1994), 
ausgeführt hat; 
 4. weiters, wenn der Unternehmer nur Umsätze gemäß § 3a Abs. 13 lit. b UStG 1994 ausgeführt 

und von der Regelung des § 25a UStG 1994 oder in einem anderen Mitgliedstaat von der 
Regelung der Art. 357 bis 369 Richtlinie 2006/112/EG Gebrauch gemacht hat.“ 

2. Art. I § 3 samt Überschrift lautet: 
„Erstattungsverfahren für im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer 

(1) Der im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer hat den Erstattungsantrag auf 
elektronischem Weg über das in dem Mitgliedstaat, in dem er ansässig ist, eingerichtete elektronische 
Portal zu übermitteln. Der Antrag ist binnen neun Monaten nach Ablauf des Kalenderjahres zu stellen, in 
dem der Erstattungsanspruch entstanden ist. In dem Antrag hat der Unternehmer den zu erstattenden 
Betrag selbst zu berechnen. Der Erstattungsantrag gilt nur dann als vorgelegt, wenn er alle in den Art. 8, 9 
und 11 der Richtlinie 2008/9/EG des Rates vom 12. Februar 2008 zur Regelung der Erstattung der 
Mehrwertsteuer gemäß der Richtlinie 2006/112/EG an nicht im Mitgliedstaat der Erstattung, sondern in 
einem anderen Mitgliedstaat ansässige Steuerpflichtige (ABl. Nr. L 44 S. 23) festgelegten Angaben 
enthält. Die Abgabenbehörde kann zusätzliche Informationen anfordern, welche auch die Einreichung des 
Originals oder einer Durchschrift der Rechnung oder des Einfuhrdokumentes umfassen können. Diese 
Anforderung kann auch mit E-Mail erfolgen. Die Zustellung des E-Mails gilt mit dessen Absendung als 
bewirkt, ausgenommen der Antragsteller weist nach, dass ihm das E-Mail nicht zugestellt worden ist. 

(2) Der zu erstattende Betrag muss mindestens 400 Euro betragen. Das gilt nicht, wenn der 
Erstattungszeitraum das Kalenderjahr oder der letzte Zeitraum eines Kalenderjahres ist. Für diese 
Erstattungszeiträume muss der zu erstattende Betrag mindestens 50 Euro betragen. 
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(3) Bescheide im Erstattungsverfahren können elektronisch, über das in dem Mitgliedstaat, in dem 
der Unternehmer ansässig ist, eingerichtete elektronische Portal, zugestellt werden. 

(4) Für den zu erstattenden Betrag ist bei Fristversäumnis nach Maßgabe der Abs. 5 bis 11 eine 
Säumnisabgeltung festzusetzen. 

(5) Die Säumnisabgeltung ist festzusetzen, wenn nach Ablauf von vier Monaten und zehn 
Werktagen nach Eingang des Erstattungsantrages bei der Abgabenbehörde des Erstattungsstaates keine 
Zahlung des zu erstattenden Betrages erfolgt. 

(6) Fordert die Abgabenbehörde zusätzliche Informationen gemäß Abs. 1 an, so besteht der 
Anspruch auf die Säumnisabgeltung erst mit Ablauf von zehn Werktagen nach Ablauf einer Frist von 
zwei Monaten ab Entsprechung der Aufforderung. Die Säumnisabgeltung ist diesfalls jedoch frühestens 
mit Ablauf von zehn Werktagen nach Ablauf einer Frist von sechs Monaten ab Eingang des 
Erstattungsantrages festzusetzen. 
Werden weitere zusätzliche Informationen angefordert, so besteht der Anspruch auf Säumnisabgeltung 
mit Ablauf von zehn Werktagen nach Ablauf einer Frist von acht Monaten ab Eingang des 
Erstattungsantrages. 

(7) Die Zahlung gilt als erfolgt mit Ablauf von zehn Werktagen nach dem Tag der Bekanntgabe des 
Erstattungsbescheides, es sei denn, der Unternehmer weist nach, dass er den zu erstattenden Betrag später 
erhalten hat. 

(8) Als Zahlung gilt auch die Pfändung des Erstattungsbetrages oder dessen Verwendung zur 
Tilgung einer fälligen Schuld des Antragstellers gegenüber dem Bund. 

(9) Die Höhe der Säumnisabgeltung beträgt für den nicht zeitgerecht erstatteten Abgabenbetrag 2%. 
Eine zweite Säumnisabgeltung ist festzusetzen, soweit der Abgabenbetrag nicht spätestens drei Monate 
nach dem Ende der Fristen in Abs. 5 und Abs. 6 erstattet wird. Eine dritte Säumnisabgeltung ist 
festzusetzen, soweit der Abgabenbetrag nicht spätestens drei Monate nach dem Eintritt der Verpflichtung 
zur zweiten Säumnisabgeltung erstattet wird. Die zweite und die dritte Säumnisabgeltung betragen 
jeweils 1% des zum maßgebenden Stichtag nicht erstatteten Abgabenbetrages. 

(10) Ein Anspruch auf Säumnisabgeltung besteht nicht, wenn der Unternehmer seiner 
Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer Frist von einem Monat nach Zugang einer entsprechenden 
Aufforderung der Abgabenbehörde nachkommt. 

(11) Eine Säumnisabgeltung, die den Betrag von 50 Euro nicht erreicht, ist nicht festzusetzen.“ 

3. Art. I § 3a samt Überschrift lautet: 
„Erstattungsverfahren für nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer 

(1) Der nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer hat die Erstattung mittels amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck beim Finanzamt Graz Stadt zu beantragen. Der Antrag ist binnen sechs 
Monaten nach Ablauf des Kalenderjahres zu stellen, in dem der Erstattungsanspruch entstanden ist. In 
dem Antrag hat der Unternehmer den zu erstattenden Betrag selbst zu berechnen. Dem Erstattungsantrag 
sind die Rechnungen und die Belege über die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer im Original beizufügen. 

(2) Der zu erstattende Betrag muss mindestens 400 Euro betragen. Das gilt nicht, wenn der 
Erstattungszeitraum das Kalenderjahr oder der letzte Zeitraum eines Kalenderjahres ist. Für diese 
Erstattungszeiträume muss der zu erstattende Betrag mindestens 50 Euro betragen. 

(3) Der Unternehmer muss dem Finanzamt Graz-Stadt in den Fällen des § 1 Abs. 1 Z 1 durch 
behördliche Bescheinigung des Staates, in dem er ansässig ist, nachweisen, dass er als Unternehmer unter 
einer Steuernummer eingetragen ist.” 

4. In Art. II wird folgender Abs. 5 angefügt: 
„(5) Art. I § 1 Abs. 1, § 3 und § 3a, jeweils in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 222/2009, 

sind erstmals auf Vorsteuererstattungsanträge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2009 gestellt 
werden.“ 

Pröll 
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